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			Mitte-Links-Bündnis besiegelt

			„Breite Front – UNEN“ formiert sich für die Wahlen 2015
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			Aufbruchstimmung bei der „Breiten Front – UNEN“. (Foto: PS)

			Buenos Aires (AT/mc) – Sie wollen ihre Kräfte bündeln mit dem Ziel, bei den nächsten Wahlen eine nicht-peronistische Regierung zu erreichen. Vertreter von acht verschiedenen Parteien des Mitte-Links-Spektrums waren am Dienstag ins Theater „Broadway“ in Buenos Aires gekommen, um das neue Bündnis „Breite Front – UNEN“ (Frente Amplio – UNEN) zu besiegeln. „Wir sind entschlossen, dem gegenwärtigen Zustand des Landes in jeder Beziehung den Kampf anzusagen: der Art und Weise des Regierens, die Staat mit Regierung, Bürgerbeteiligung mit Vetternwirtschaft und öffentliches Interesse mit privaten Geschäften verwechselt“, heißt es in der Gründungserklärung. Als die dringensten Probleme des Landes machten die neuen Bündnispartner soziale Ungleichheit, Armut, Kriminalität sowie Drogen- und Menschenhandel aus.

			An der Allianz wirken folgende Parteien mit: Die Radikale Bürger Union (UCR), die Sozialistische Partei, die Bürgerliche Koalition (Coalición Cívica), die GEN-Partei, die Partei des authentischen Sozialismus, das „Projekt Süden“ (Proyecto Sur), die Bürgerliche Front (Frente Cívico) und die „Freien des Südens“ (Libres del Sur). In ihren Reihen befinden sich mehrere mögliche Präsidentschaftskandidaten: Der Sozialist Hermes Binner, die Radikalen Julio Cobos und Ernesto Sanz sowie Pino Solanas (Projekt Süden) und Elisa Carrió (Bürgerliche Koalition). Wer letztlich als Spitzenkandidat der „Breiten Front – UNEN“ in die 2015 anstehenden Präsidentschaftswahlen geht, wollen die Beteiligten bei den obligatorischen Vorwahlen (PASO) ermitteln.

			„Wir wollen Gleichheit vor dem Gesetz, das ist republikanisch. Aber wir wollen auch Gleichheit mit Blick auf Wohlstand und Ausbildung“, formulierte der UCR-Abgeordnete Julio Cobos.

			Hermes Binner kommentierte das neue Bündnis mit den Worten: „Es ist eine neue progressive Kraft aus der Taufe gehoben worden mit dem Ziel, Argentinien zu transformieren.“ Gleichzeitig machte der Sozialist aus Santa Fe deutlich, dass seiner Meinung nach Mauricio Macri, der rechts-konservative Bürgermeister von Buenos Aires, keinen Platz in der neuen Allianz haben dürfe. Dieses Thema dürfte das Bündnis in den kommenden Monaten noch beschäftigen.

			„Breite Front – UNEN“ stellt in der politischen Landschaft Argentiniens einen beachtlichen Machtfaktor dar: Addiert man die Stimmen, die die beteiligten Parteien bei den Parlamentswahlen im vorigen Oktober erzielt haben, ergibt sich ein Anteil von 23,74 Prozent. Im Kongress ist „Breite Front – UNEN“ nun die stärkste Oppositionskraft: Sie verfügt über 61 Abgeordnete im Parlament und 19 Sitze im Senat. In zwei Provinzen – Santa Fe und Corrientes – stellt sie den Gouverneur. In weiteren elf Gliedstaaten ist sie zweitstärkste Kraft.

			Die linksperonistische Nationalregierung betrachtet die Konzentration im Mitte-Links-Spektrum mit Unbehagen. Entsprechend harsch fiel der Kommentar von Kabinettschef Jorge Capitanich aus. Seiner Meinung nach hätten die Mitglieder von „Breite Front – UNEN“ vor allem Erfahrung mit „Hyperinflation“, „Drogenhandel“ und „Verrat“. Der Vorwurf der Hyperinflation bezieht sich vor allem auf die Regierungszeiten der Radikalen, in denen es eine starke Geldentwertung gab. Die Rede vom Drogenhandel spielt auf mögliche Verwicklungen von Polizeikräften in den Drogenhandel in der Provinz Santa Fe an, die von den Sozialisten regiert wird. „Verrat“ ist schließlich auf Cobos gemünzt, der sich einst an der Seite von Cristina Kirchner zum Vizepräsidenten wählen ließ, sich dann aber im Amt zum Oppositionspolitiker wandelte.
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			Streitpunkt Straßenblockaden

			Abgeordnete der Regierung gehen gegen die umstrittene Protestform vor

			[image: piquetes.jpg]

			Beim Generalstreik am 10. April blockierten linke Demonstranten die Autobahn „Panamericana“. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) – Wie weit dürfen Demonstranten die Rechte unbeteiligter Dritte beeinträchtigten? Diese Frage wird derzeit diskutiert, nachdem einige Abgeordnete des Regierungslagers vorgeschlagen hatten, bei Protesten das Blockieren öffentlicher Straßen zu unterbinden. Denn immer wieder versuchen Demonstranten ihren Forderungen dadurch Nachdruck zu verleihen, indem sie Straßenblockaden errichten, durch die die Allgemeinheit in Mitleidenschaft gezogen werden. Jüngstes Beispiel waren die Vorkommnisse am 10. April, als die wichtigsten Zufahrten nach Buenos Aires blockiert wurden und die Hauptstadt sich quasi im Belagerungszustand befand.

			„Es gibt eine Kollision zwischen dem Recht auf Protest und dem Recht auf Bewegungsfreiheit“, erläuterte Juan Manuel Pedrino, seines Zeichens Parlamentsabgeordneter des Regierungslagers aus dem Chaco. Es gehe nicht darum, den Protest zu kriminalisieren, sondern ihn zu regulieren. 

			Pedrino, der neben dem Abgeordneten Carlos Kunkel eine der  treibenden Kräfte der Initiative ist, führte aus, dass es künftig eine Einteilung zwischen legitimem und illegitimem Protest gebe soll. Legitim wäre eine Demonstration demnach, wenn die Organisatoren ihn mindestens zwei Tage zuvor anmelden und dafür bürgen, dass der Verkehr nicht komplett unterbrochen wird. Eine Demonstration, die diesen Anforderungen nicht genügt, wäre hingegen als „illegitim“ einzuordnen und dürfte durch Polizeigewalt aufgelöst werden.

			Doch im Regierungslager scheint man sich nicht einig zu sein, inwieweit die Initiative zu unterstützen ist. Von Kabinettschef Jorge Capitanich gab es widersprüchliche Signale. Einerseits erklärte er am Montag bei seiner routinemäßigen Pressekonferenz, dass es in der Gesellschaft eine große Unzufriedenheit wegen der dauernden Straßenblockaden gebe. Doch andererseits stellte er aber auch klar, dass das Gesetzesprojekt von Abgeordneten und nicht von der Regierung selbst angeregt worden sei. Es müsse im Parlament diskutiert werden. Dies sei der dafür vorgesehene Rahmen, so der Kabinettschef.

			Kritik an dem Gesetzesprojekt gab es zum einen seitens der Opposition. Jorge Altamira, der Vorsitzende der Arbeiterpartei, bewertete das Vorhaben als „völligen Unsinn“, den sich ein einstiger Montonero ausgedacht habe, der heute gutes Geld verdiene und nun meine, Demonstranten unterdrücken zu können. Damit zielte er vor allem auf Kunkels Vergangenheit in erwähnter Guerrilla-Organisation.

			Für die Radikale Bürger Union (UCR) vertrat der Abgeordnete Julio Cobos den Standpunkt, dass die von Kunkel und dessen Mitstreitern vorgeschlagene Neuerung eigentlich überflüssig sei. Schließlich könne man das Problem auch durch konsequente Anwendung des bislang geltenden Rechts lösen, da dieses das Blockieren von Straßen verbiete. 

			Doch auch von Sympathisanten der Regierung kam Kritik. So meinte der Gewerkschafter Luis D‘Elía, dass Protest niemals in den Kategorien „legitim“ und „illegitim“ beurteilt werden dürfe. Horacio Verbitsky, der Präsident des Zentrums für rechtliche und soziale Studien, sprach von einem „Rückschritt, was die in den vergangenen Jahren erreichten Standards für sozialen Protest betrifft“.

			Angesichts der mannigfaltigen Kritik ruderte Kunkel schon ein wenig zurück. Er meinte, dass der vorgelegte Entwurf lediglich dazu diene, eine Debatte zu beginnen. Man sei im Übrigen offen für Änderungen.

			

		

	
		
			Argentinien

			[image: 11801.png]

			Die Woche in Argentinien

			Aníbal Fernández überfallen

			Senator Aníbal Fernández hatte noch vor Kurzem davon gesprochen, dass die Kriminalität im Land eher „gefühlt“ als real sei. Nun wurde der schnauzbärtige Politiker selbst Opfer eines Überfalls. Dieser ereignete sich am vorigen Sonnabend, als Fernández in Gerli, einem Stadtteil von Avellaneda, mit seinem BMW 328 (Modell 2013) an einer roten Ampel hielt. Zwei junge Männer bedrohten den regierungstreuen Senator mit Schusswaffen und zwangen ihn, das noble Fahrzeug zu verlassen. Dieses konnte dank Satellitentechnik noch am selben Tag wieder sichergestellt werden. Die Gangster hatten es im Buenos-Aires-Stadtteil Constitución abgestellt – offenbar nachdem sie anhand der im Auto liegenden Dokumente festgestellt hatten, wer ihr Opfer war. Sie befinden sich noch auf freiem Fuß. Fernández sah sich bei einer Pressekonferenz am Montag genötigt zu erklären, wie er sich mit seinem Gehalt als Senator und in Zeiten der Devisenverbote einen so teuren Wagen habe leisten können. Dessen Wert bezifferte die Zeitung „Clarín“ auf 62.000 bis 65.000 US-Dollar, wobei zum Zeitpunkt des Kaufes die inzwischen eingeführte Extrasteuer für Luxusautos noch nicht fällig geworden sei. Fernández verwies auf seine Tätigkeit als Anwalt, die es ihm erlaubt habe, den BMW zu kaufen. Am Mittwoch legte der „Clarín“ aber noch einmal nach und berichtete, dass Fernández erst seit 2012 bei der Steuerbehörde AFIP als selbständiger Unternehmensberater registriert sei – und zwar in der Kategorie derjenigen, die weniger als 15.000 Pesos pro Jahr verdienten. Für einen BMW würde dies bei weitem nicht reichen.

			Lanata attackiert Oyarbide

			TV-Journalist Jorge Lanata hat sich mit seinem Programm „Journalismus für alle“ nach mehrmonatiger Pause auf den Bildschirmen der Republik zurückgemeldet. Im Fokus seiner jüngsten Sendung stand diesmal Claudio Blanco, der Lebenspartner des einflussreichen und als regierungsnah geltenden Bundesrichters Norberto Oyarbide. Lanata nahm dabei vor allem die wirtschaftlichen Beziehungen Blancos zu dem Börsenmakler Ariel Roperti unter die Lupe. Die Genannten hätten sich vor vier Jahren kennengelernt und enge wirtschaftliche Kontakte gepflegt. Auf diese Weise hätten Blanco und Roperti ihr Vermögen rasant vermehren können. Durch ihre Verbindung zu Oyarbide hätten sie Zugang zu Entscheidungsträgern gehabt, von denen sie sonst nie empfangen worden wären. Lanata berichtete in seiner Sendung über den großzügigen Lebensstil, den sowohl Oyarbide und Blanco sowie Roperti frönten: Das luxuriöse Appartement, das der Richter und sein Partner in der Innenstadt von Buenos Aires bewohnen; den Mercedes Benz C350, den Blanco, fährt; aber auch die Porsches, den BMW und den Mini Cooper, die Lanata Roperti zuschrieb. All dies dürfte Fragen aufwerfen. Richter Oyarbide ist in den vergangenen Jahren häufig in den Schlagzeilen gewesen, da ausgerechnet er immer wieder mit Fällen befasst war, bei denen es um Regierungsmitglieder ging. Diese Verfahren wurden dann oftmals hinausgezögert oder gar eingestellt.

			Mädchen neun Jahre gefangen 

			Ein 15 Jahre altes Mädchen ist von seinen Pflegeeltern neun Jahre bei Wasser und Brot eingesperrt worden. Als die Polizei die Jugendliche befreite, habe sie nur noch 20 Kilo gewogen, berichteten örtliche Medien. Die Pflegeeltern, die das Mädchen seit 2001 in Buenos Aires in Obhut hatten, sind in Haft. Das Opfer wurde bereits vergangenen November befreit, der Fall kam jedoch erst vor einigen Tagen ans Licht, nachdem den Angaben zufolge ein Antrag auf Haftaussetzung für die Pflegeeltern abgelehnt wurde. Das Mädchen war in einer Garage nur mit einem Hund und einem Affen eingesperrt, wie die Zeitung „Clarín“ berichtete. Die 15-Jährige sei misshandelt worden, habe Futterreste für die Tiere gegessen und sei nur knapp dem Hungertod entgangen. Die Pflegeeltern sollen Anhänger des Kultes „San La Muerte“ (Heiliger Tod) sein, dessen Leitbild ein Skelett ist. Die 15-Jährige sagte aus, dass sie in der ganzen Zeit nur zweimal die Garage habe verlassen können.

			Überläufer zu Massa

			Präsidentschaftsaspirant Sergio Massa setzt weiter auf die Strategie, möglichst viele Bürgermeister auf seine Seite zu ziehen. Am vergangenen Wochenende konnte er mit Daniel Bolinaga, dem Verwaltungschef der 25.000 Einwohner zählenden Stadt Arrecifes im Norden der Provinz Buenos Aires, einen weiteren neuen Mitstreiter in den Reihen seiner „Erneuerungsfront“ begrüßen. Insgesamt weiß Massa, der bei den vorigen Parlamentswahlen dem Kirchner-Lager eine Niederlage zufügte, nun schon 80 Bürgermeister hinter sich. Viele von ihnen waren vorher Parteigänger von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. So auch Bolinaga, der sich zweimal als Kandidat der Kirchner-treuen „Front für den Sieg“ ins Rathaus seiner Gemeinde hatte wählen lassen. Doch der Frontenwechsel passt ins Bild: Schließlich machte auch Massa selber zuerst Karriere im Gefolge der Kirchners. So war er während Cristinas erster Präsidentschaft als Kabinettschef tätig. Doch im Vorjahr präsentierte sich Massa als Konkurrenz innerhalb des Peronismus und konnte beeindruckende Erfolge erzielen.

			Sharef-Prozess vor Abschluss

			Der Strafprozess gegen den früheren Siemens-Vorstand Uriel Sharef kommt nach monatelanger Verhandlungsdauer in die entscheidende Phase. Als vorerst letzte Zeugin wurde am Dienstag die Münchner Oberstaatsanwältin Hildegard Bäumler-Hösl vernommen, die bei den Ermittlungen im Siemens-Schmiergeldskandal federführend war. Nach ihrer Einschätzung dominierten früher im Siemens-Konzern vor allem Einzelinteressen. „Jeder war darauf fixiert, dass sein Ergebnis gut ist.“ Sie schilderte den Richtern mehrere Zeugenvernehmungen, die sie während ihrer Ermittlungen geführt hatte. Die dubiosen Zahlungen, auf die die Ermittler bei Siemens stießen, seien darin aber nicht beim Namen benannt worden. „Das Wort ‚Schmiergeld‘ wurde selten benutzt von Siemens-Mitarbeitern.“ Sharef soll für ein Geschäft mit fälschungssicheren Ausweisen in Argentinien ein Bestechungssystem gedeckt haben und steht deshalb seit dem vergangenen Jahr wegen Untreue vor dem Landgericht München. (AT/mc/dpa)
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			Streit um Kundgebungen

			Präsidentin Cristina Kirchner hatte in ihrer Rede zur Eröffnung der diesjährigen Kongresssitzungen Anfang März für politisches Aufhorchen gesorgt, als sie gleichsam nebenbei monierte, dass pausenlos Kundgebungen, Spanisch genannt „piquetes“, stattfinden, die den Verkehr stören und die Rechte der Passanten beeinträchtigen. Tatsächlich hat sie mit dieser Bemerkung den Nagel auf den Kopf getroffen.

			Die argentinische Öffentlichkeit ist sicherlich längst müde, dass dauernd der Verkehr gestört wird, insbesondere auf Avenidas und Zufahrtsstraßen der Hauptstadt, was den Kraftwagenverkehr behindert und zu längeren Verzögerungen führt. In der Binnenstadt von Buenos Aires stören die Kundgebungen den Personen- und Kraftwagenverkehr empfindlich.

			Nun haben mehrere regierungstreue Nationalabgeordnete unter der Leitung von Carlos Kunkel, politischer Ratgeber von Cristina in ihren jungen Jahren, als der Terrorismus in Argentinien wütete, ein Gesetzesprojekt in der Kammer eingebracht, das die Kundgebungen regeln soll. Strafen sind nicht vorgesehen. Die Kundgebungen sollen zwei Tage vorher amtlich beantragt werden. Wenn sie zugelassen sind, muss dafür Sorge getragen werden, dass Passanten trotzdem auf einem seitlichen Korridor gehen können. Zweck dieser Vorschriften ist sicherlich, dass Kundgebungen im Stadtzentrum möglichst gar nicht zugelassen werden oder - wenn ja - dass sie den Personenverkehr nicht stören oder behindern.

			Die seit über zehn Jahren unter den Kirchnerregierungen von Kundgebungen geplagten Einwohner - hauptsächlich in der Bundeshauptstadt und Umgebung, aber auch in Städten des Landesinneren - dürften sich erleichtert freuen, dass die Regierung die Ausuferungen der Kundgebungen reglementieren will, damit das verfassungsmäßige Transitrecht auch geachtet wird.

			Es handelt sich dabei um einen Rechtsstreit. Das Transitrecht ist in der Verfassung verbrieft, allerdings ebenso wie das Recht auf freie Meinungsäußerung, so dass die Verletzung des Transitrechts mit dem Recht auf freie Meinungsäußerung kollidiert, soweit sich dieses auf die Äußerung mittels Kundgebungen bezieht, nicht auf Reden, Fernsehauftritte, im Hörfunk oder sonstwie. Das Gesetzesprojekt, das der Deputiertenkammer vorliegt, bemüht sich deutlich, diesen verfassungsmäßigen Rechtskonflikt zu klären, was sicherlich zu begrüßen ist.

			Das Gesetzesprojekt hat sofort die Gegner der Reglementierung der Kundgebungen auf den Plan gerufen, darunter auch politische Mitläufer der Regierung. Sie beanstanden, dass die Meinungsfreiheit beschränkt werde, wenn Kundgebungen zuerst angemeldet werden müssen, um zugelassen zu werden. Offenbar fürchten diese Gegner der Reglementierung der Meinungsfreiheit, dass Kundgebungen gewaltsam von der Polizei aufgelöst werden, wenn sie sich nicht an die Beschränkungen des neuen Gesetzes halten. Das kann freilich auch mit Wasserwerfern mit gefärbtem Wasser erreicht werden, die niemanden verletzen, aber die Kleidung der Protestler verschmutzen. Argentinier achten normalerweise peinlich auf ihre Kleidung. Diese Methode wurde ein Mal 2005 benutzt und führte zur Verhaftung der gefärbten Teilnehmer der Gewaltgruppe „Quebracho“, deren Anführer im Gefängnis landete. Diese Kundgebung fand vor dem Regierungsgebäude an der Plaza de Mayo statt, bedrohte somit den Regierungssitz.

			Das heiße Thema der Tagespolitik ist sowohl innerhalb der Regierungspartei als auch in der Öffentlichkeit umstritten. Gegner der Kundgebungen pflegen zu schweigen, weil sie Gewaltaktionen fürchten. Linkslastige Politiker hingegen opponieren heftig. Die Regierung hat laut Kabinettschef Jorge Milton Capitanich das Projekt nicht unterstützt, so dass es in der Schwebe ist. Eine günstige Gelegenheit für Oppositionspolitiker, sich des Falles anzunehmen, um dem Ärger der Bevölkerung zu begegnen.
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			Randglossen

			Die Präsidentschaftswahl von 2011, die Cristina Kirchner mit 54 Prozent haushoch vor allen anderen Konkurrenten gewann, hat offenbar die Gemüter der zahlreichen Oppositionskandidaten verändert. Schon in den vorjährigen Parlamentswahlen einigten sich Sozialisten, Radikale und andere Politiker in der Stadt Buenos Aires auf gemeinsame Kandidaten in den sogenannten Primärwahlen, spanisches Kürzel PASO, auf die meistgewählten Kandidaten. Dieser Erfolg als zweitbeste nach Macris PRO in der Stadt führte dieser Tage zu einer neuen Allianz, genannt “Frente Amplio-UNEN”, die sich anschickt, nächstes Jahr in den Primärwahlen einen Präsidentschaftskandidaten zu küren, anstatt wie 2011 gegeneinander anzutreten und abermals haushoch zu verlieren. Aus Niederlagen können Politiker auch lernen.

			Der Erfolg der neuen Allianz führte sogleich zu einer heftigen Diskussion, ob Mauricio Macri, Regierungschef der Bundeshauptstadt und unangefochtener Führer seiner Partei PRO, auch eingeladen werden soll, um die Oppositionsfront zu erweitern. Einige Politiker wie bemerkenswerterweise auch die mediensüchtige Elisa Carrió, die Macri mit Korruptionsvorwürfen bombardiert, sprechen sich dafür aus, andere, wie der linkslastige Senator Pino Solanas, sind entschieden dagegen. Macri schweigt und baut im Inland seine Gefolgschaft auf - wobei seine Umfragewerte zunehmend besser werden -, um gegebenenfalls alleine zu kandidieren und gegen andere drei Kandidaten wie Scioli, Massa und den UNEN-Sieger der Primärwahlen anzutreten, womit in den Oktoberwahlen 2015 sich vier Kandidaten stellen würden, abgesehen von den “Ferner liefen”-Kandidaten, die niemals gewinnen.

			Dilma Rousseff ist auch nicht dabei, und Angela Merkel wurde im letzten Jahr übersehen. Vielleicht mag dies Cristina Kirchner ja etwas trösten. Die Rede ist von der Liste der 100 weltweit einflussreichsten Persönlichkeiten, die das US-Magazin Time jährlich aufstellt. Natürlich entbehren solche Aufstellungen nicht einer gewissen Willkür, aber es wird Cristina schon kräftig wurmen, dass ihre Amtskollegen Michelle Bachelet und José Mujica zu den glorreichen Hundert zählen. Wundern muss sich die argentinische Präsidentin allerdings nicht. Wer im eigenen Land die Inflation nicht in den Griff bekommt und dennoch versucht, das „argentinische Modell“ weltweit als Krisenbekämpfungsrezept zu verkaufen, hat international kaum Einfluss.

			Muss man wissen, wer Justin Bieber ist? Gut, wenn man pubertierende Enkeltöchter hat, ist es manchmal ganz hilfreich. Bieber ist eine aktuelle kanadische Schmalspurausgabe der Beatles, bei denen vor 50 Jahren junge Mädchen kreischend in Ohnmacht fielen. Nur das Talent der Liverpooler hat der 22-Jährige nicht. Dafür aber clevere PR-Berater, die aus dem braven Knaben eine Rampensau machen wollen: Trennung von der Freundin, Alkoholexzesse, Drogen und Festnahmen sollten ihn wieder ins Gespräch bringen. Jetzt hat er dies erneut geschafft, mit einem Besuch des Yazukuni-Schreins in Japan, in dem auch verurteilte Kriegsverbrecher geehrt werden. Bieber sollte seine PR-Berater austauschen, denn mit solchen Aktionen gefährdet er seinen Erfolg im Milliarden-Markt China. Dort hat man den historischen Abstecher des Teenie-Idols bereits registriert.
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			38 Unternehmerverbände fordern Inflationsbekämpfung 

			Eine Gruppe von Unternehmerverbänden, die sich im November 2013 in einem „Forum der unternehmerischen Konvergenz“ zusammengetan haben, und danach bis auf 38 anstiegen, hat ein erstes Dokument bekanntgegeben, mit dem Titel „Grundlagen für eine Formulierung einer Staatspolitik“. Dies wurde dahingehend interpretiert, dass die Unternehmer auf etwas ähnliches wie der „Pakt von Moncola“ hinzielen, der in Spanien 1977, nach der Franco-Aera, u.a. die gewerkschaftlichen Lohnforderungen eindämmte, was wesentlich zur Währungsstabilität beitrug. Die Denkschrift wurde zunächst dem Kabinettschef Capitanich übergeben, aber danach auch an die verschiedenen Parteien, die Gewerkschaften, die Kirche u.a. 

			Das Memorandum beginnt mit institutionellen Vorschlägen, die eigentlich selbstverständlich sind: die Stärkung des republikanischen, räpresentativen und föderalen Systems, die Achtung der Gewaltentrennung, der Pressefreiheit und des Privateigentums, und die volle Gültigkeit der in der Verfassung verbrieften Rechte und Freiheiten. Win Sprecher der Gruppe sagte, sind viele dieser Dinge gegenwärtig in Argentinien nicht präsent, und dies sei ein Hindernis für Investitionen. 

			Auf wirtschaftlichem Gebiet steht die Inflationsbekämpfung an erster Stelle, gefolgt von der Forderung stabiler Spielregeln, die Voraussehbarkeit schaffen. Dann wird auch gefordert, dass der Prozess der Preisbildung garantiert werde, mit transparenten Märkten.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Donnerstag zu $ 8,01, der Vorwoche gegenüber unverändert, und um 22,76 % über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Dienstag u$s 27,90 Mrd. gegen u$s 27,76 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.14 bei $ 8,305, zum 30.09.14 bei $ 8,92 und zum 30.12.14 bei $ 9,63. Der Terminkurs per Dezember 2014 enthält einen Jahreszinssatz von 31,07%. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten in der Spitze $ 10,70 und der Kurs für Überweisungen über Dollarbonds, die gleichzeitig in Buenos Aires und New York gehandelt werden (benannt „contado con liqui“) lag bei $ 9,83. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Donnerstag einen Minus von 4,31%, lag jedoch um 24,80 % über Ende 2013.

			***

			Par-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,77% und notierten mit 29% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos gewannen zur Vorwoche 0,80% und lagen mit 43,57% gegenüber Ende 2013 im Plus. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 1,04% und lagen mit 2,74% im Minus. Boden 2014 verloren zur Vorwoche 1,87% und notieren 15,52% im Plus seit Jahresende, und Global 2017 Arg. lagen unverändert mit 2,72% im Plus seit Jahresende 2013.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 220,11 (Vorwoche $ 220,62) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 314,44 (Vorwoche $ 315,17).

			***

			Die Gewerkschaft der Pflan-zenölindustrie konnte letzte Woche eine Lohnerhöhung von 38,8% durchsetzen, fast 10 Punkte mehr als die meisten unlängst abgeschlossenen Abkommen (Metallarbeiter, Bauarbeiter u.a.). Formell beträgt die Zulage 32% plus einen festen Betrag von $ 500, auf den keine Soziallasten gezahlt werden (was illegal ist). Der Grundlohn steigt von $ 7.564 im Dezember auf jetzt $ 10.500. Die Gewerkschaft hatte mit einem Streik gedroht, und die Regierung machte sich dabei Sorgen über die dadurch eintretende Stillegung des Exportes von Sojaöl und –mehl, was sich auf die Zahlungsbilanz und die ZB-Reserven auswirken würde. Dieser Durchbruch bei den Löhnen wird sich sofort auf andere Branchen auswirken, wo die Gewerkschaften auch mehr fordern werden. Die Richtlinie von 30% wurde gebrochen.

			***

			Miguel Blanco, Vorsitzender des unternehmerischen Ausbildungsinstitutes IDEA, der die Denkschrift verfasst hat, die eine Gruppe von 30 Unternehmerverbänden bekanntgbegeben hat, die eine moderate Kritik an der Wirtschaftspolitik der Regierung übt, wurde vom Steueramt danach einer Inspektion unterstellt, die sich besonders auf die Steuer für persönliche Güter bezieht, berichtet die Zeitung „Clarín“ (25.4.14). Die AFIP hat eine besondere Abteilung geschaffen, geleitet vom stellvertretenden Generaldirektor Guillermo Michel (der eine direkte Verbindung mit CFK unterhält), die sich mit politisch bedingten Inspektionen befasst, die Unternehmer, Journalisten u.a. betreffen, die sich kritisch gegenüber der Regierung äussern. 

			***

			Die ZB hat der Banco Santander erlaubt, $ 260 Mio. an Dividenden an ihr Mutterhaus zu überweisen. Als Gegenleistung hat die ZB jedoch gefordert, dass die Bank einen entsprechenden Kredit im Ausland aufnimmt. Die Sperre der Überweisung von Dividenden ist willkürlich und illegal. Dies wirkt ausserdem als Hemmung für Auslandsinvestitionen.

			***

			Am Donnerstag hat die Deputiertenkammer die Zahlung von u$s 5 Mrd. an Repsol (für das enteignete Aktienpaket) genehmigt. Der Betrag liegt für den argentinischen Staat jedoch bei ca. u$s 6 Mrd., weil die Zahlung in Staatsbonds erfolgt, die Repsol sofort verkaufen will, um ganz aus dem Argentinien-Geschäft auszusteigen. Dabei entsteht ein Verlust, den das Schatzamt trägt. Für YPF ist die Überwindung des Konfliktes mit YPF besonders wichtig, da dies eine Voraussetzung für Verträge mit privaten Erdölunternehmen ist, die YPF für die Ausbeutung des Schiefergas- und Erdöllagers „Vaca Muerta“ verpflichten will. Repsol hatte zunächst u$s 10 Mrd. gefordert, hat sich danach jedoch mit der Hälfte zufrieden gegeben. Ursprünglich hatte Repsol u$s 15 Mrd. für das ganze Aktienpaket von YPF gezahlt. Von diesem Betrag wurde jedoch ein Teil in Form von überhöhten Bardividenden und Übertragung von Auslandsbeteiligungen an die Muttergesellschaft abgehoben. 

			***

			Der Stromverbrauch wuchs im März innerjährlich um 0,3%, berichtet die Stiftung Fundelec. Die Stromverteiler Edenor und Edesur verzeichnen eine Zunahme von 1%, während die durchschnittliche Zunahme im Landesinneren nur 0,1% betrug, mit stärkeren Zunahmen im Nordwesten und in Patagonien und einem Rückgang in Mendoza, San Juan und San Luis. Das 1. Quartal 2014 lag somit um 2,9% über dem Vorjahr.

			***

			Das Unternehmen Molinos Rio de la Plata (vom Konzern Perez Companc) und die Anses als Minderheitsaktionär durch den sogenannten Garantiefonds des Rentensystems haben mit Hilfe der Justiz ein langer Disput auf salomonischem Wege beigelegt und sind übereingekommen, dass ein Schlichter ernannt wird, der fesstellen muss, ob Anses tätsächlich Opfer einer Informationssperre seitens des Unternehmens war. Anses, mit 19,9% des von den AFJP vererbten Gesamtaktienpakets von Molinos, darf nun am Vorstandstisch von Molinos sitzen, aber ohne einen Direktor zu ernennen. Hierzu reicht das Aktienpaket nicht aus, das laut Handelsgesetzbuch 20% betragen müsste.

			*** 

			Der Gouverneur von Buenos Aires, Daniel Scioli, stimmte der Einfrierung der Stromtarife zunächst für ein Jahr zu. Dafür hat er sich bereit erklärt, die vom Planungsministerium vorgesehene bundesweiten Vereinheitlichung von Tarifen zu genehmigen. Insgesamt 19 Provinzen haben sich schon in diesem Sinn verpflichtet. Es geht Planungsminister De Vido darum, dass die Erhöhung des Stromtarifs in der Bundeshauptstadt und Umgebung nicht zu einer allgemeinen Zunahme führt. Es soll sich nur darum handeln, den stark subventionierten Tarif dieser Gegend den Tarifen das Landesinneren anzugleichen.

			***

			Die Zunahme der wirtschaftlichen Tätigkeit hat sich in diesem Jahr spürbar verlangsamt, was jetzt auch die offizielle Statistik zugibt. Der EMAE-Index des Indec (Estimador Mensual de la Actividad Económica), der eine grobe Schätzung der Entwicklung des Bruttoinlandsproduktes darstellt, die auf Grund kurzfristig verfügbarer Daten aufgestellt wird, ergab für Februar eine interanuelle Zunahme von 1,3%, gegen 1,4% im Januar. Bei Saisonbereinigung der Zahlen ergibt das erste Bimester 2014 ein Nullergebnis. Gemäss der Schätzung der Consulting-Firma Orlando Ferreres & Partner lag das 1. Bimester 2014 um 1% über dem Vorjahr, und Ecolatina schätzt sogar, das eine Abnahme stattgefunden hat. Im Januar hat das INDEC das Ausgangsjahr für den EMAE-Index von 1993 auf 2004 verlegt, so dass die Ergebnisse der Vormonate nicht mit denen dieses Jahres vergleichbar sind. Die Wirtschaft verzeichnet dieses Jahr immer mehr rezessive Erscheinungen, wie einen starken Umsatzrückgang bei Kfz und dauerhaften Konsumgütern im allgemeinen. CFK wies jedoch darauf hin, dass in den Ferientagen der Vorwoche mehr Menschen verreist seien als im Vorjahr, und auch insgesamt mehr ausgegeben hätten. 

			***

			Bei der Ausschreibung von ZB-Wechseln (Lebac und Nobac) vom Dienstag wurden Offerten für insgesamt $ 13,7 Mrd. eingereicht, von denen $ 13,56 Mrd. angeommen wurden, zu denen noch die Dollarwechsel für u$s 171 Mio. kommen. Gleichzeitig wurden bestehende Wechsel in Höhe von $ 6,65 Mrd. amortisiert, so dass eine Nettoexpansion von $ 6,9 Mrd. verbleibt. Im April hat die ZB somit Mittel für netto über $ 15 Mrd. aufgesogen. Die Zinsen wurden leicht gesenkt und betrugen ziwschen 27,80% und 27,94% für Lebac von 91 bis 105 Tagen. Bei längerfristigen Lebac lagen die Zinsen zwischen 28% und 28,37%. 

			***

			Die Bank der Provinz Buenos Aires (BAPRO) hat im 1. Quartal 2014 Kredite an kleine und mittlere landwirtschaftliche Unternehmen für $ 31,1 Mrd. vergeben, doppelt so viel wie in der gleichen Vorjahresperiode. Etwa ein Drittel des Kreditportefeuilles der Bank entfällt auf die Landwirtschaft. 

			***

			Ein Gericht des Bezirkes Dolores, Provinz Buenos Aires, hat die Versteigerung des Hotels „Hotel del Bosque“ in Pinamar verfügt, wegen einer Schuld von $ 15 Mio. von nicht gezahlten Immobiliensteuern der Provinz Buenos Aires. Die Steuerverwaltung der Provinz, ARBA, hatte Klage eingereicht. Ivan Budassi, Direktor dieses Amtes, wies darauf hin, dass es in der Provinz 350 grosse Schuldner provinzieller Steuern gebe, deren Immobilien auch gelegentlich versteigert werden könnten. Die Provinzverwaltung hat die Immobiliensteuer bei teureren Objekten in den letzten Jahren anormal stark angehoben, was in vielen Fällen Zahlungsschwierigkeiten verursacht.

			***

			Wirtschaftsminister Axel Kicillof, Industrieministerin Débora Giorgi und Zentralbankpräsident Juan Carlos Fábrega empfingen am Dienstag den brasilianischen Industrieminister Mauro Borges und den Zentralbankvizepräsidenten Paulo Rogerio Cafarelli. Beim Gespräch ging es um ein neues System im Automobilaustausch, das den kompensierten Austausch bei Kfz ersetzt, bei dem sich Importe und Exporte von Kfz zwischen beiden Ländern etwa ausgleichen müssen. Argentinien bot an, die zum 30. Juni auslaufende Vereinbarung zu verlängern, im Austausch für eine Verringerung seines Handelsbilanzdefizits, das bei Zubehörteilen von Kfz sehr hoch ist. Brasilien unterstrich erneut die Notwendigkeit, eine Finanzierungslinie zur Förderung des bilateralen Handels zu eröffnen. Die Gespräche werden fortgesetzt. Das Thema ist nicht einfach, weil die brasilianischen Fabriken von Kfz und deren Teilen im allgemeinen niedrigere Kosten haben als die argentinischen.

			***

			Wie Miguel Galuccio, der CEO von YPF bekanntgab, könnte der Investitionsplan für YSUR der neue Name der Erdölfima Apache, die vor kurzem von YPF übernommen wurde mit weiteren u$s 140 Mio. aufgestockt werden. Galuccio unterstrich nach einem Gespräch mit der Gouverneuerin von Tierra del Fuego Fabiana Rios, dass YPF wie vorgesehen u$s 700 Mio. im Verlauf der kommenden zehn Jahren zugunsten von YSUR aufwenden wird. Sollten die Bohrungen erfolgsversprechend sein, würden die Gelder aufgestockt. YSUR bohrt in Neuquén, Rio Negro und Tierra del Fuego, und weist schon eine Tagesproduktion von insgesamt 46.800 Barrell auf. Die nachgewiesenen Reserven liegen bei 135 Mio. Barrell.

			***

			Zum dritten Monat in Folge steigen ab kommenden Donnerstag die Benzinpreise um 3,8% an. Im Januar wurde der Preis um 7% erhöht, im Februar um 6%, im März um 6,1%, und im April um 5,4%. Somit stiegen Brennstoffe weiter um ca. 55% jährlich. Ein Liter Premiumbenzin wird bei YPF $ 12,39 und Superbenzin $ 11,00 kosten. Die restlichen Ölgesellschaften werden ihre Preise ebenfalls um etwa den gleichen Prozentsatz anheben. Als Folge der Erhöhungen haben viele Autofahrer in den letzten Wochen ihre Autos auf Gas (GNC) umgerüstet. Im 1. Quartal 2014 waren es 28.338 Kfz, 47,9% mehr als im Vorjahr. Der Gaspreis liegt, bezogen auf die Leistung, bei etwa einem Drittel des Benzinpreises, soll aber jetzt auch käftig erhöht werden.

			***

			Aerolineas Argentinas und ihre Tochtergesellschaft Austral erhielten im 1. Quartal 2014 finanzielle Zuwendungen des Schatzamtes in Höhe von $ 1,44 Mrd., 15% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode, berichtet das Wirtschaftsministerium. Das entspricht u$s 1,6 Mio. pro Tag. Im Haushaltsgesetz für 2014 sind Zuwendungen für die beiden staatlichen Luftfahrtunternehmen von $ 2,78 Mrd. vorgesehen, 20% weniger als die $ 3,45 Mrd. des Vorjahres. In drei Monaten hat AA jedoch schon 41% des Jahresbestrages aufgebraucht. Der Geschaftsführer von AA, Mariano Recalde, der der Gruppe „La Cámpora“ angehört, wies darauf hin, dass vom Gesamtbetrag der staatlichen Zuwendungen des Jahres 2013 von umgerechnet u$s 628 Mio. nur u$s 247 Mio. Subventionen zur Deckung von Betriebsverlusten seien, während u$s 381 Mio. auf Investitionen entfallen. Doch 2013 betrugen die finanziellen Aufwendungen von AA und Austral für zwei neue Embraer nur u$s 70 Mio., während weitere u$s 70 Mio. für die ersten Raten eines Kredites auf 10 Jahre gezahlt wurden, mit denen 20 Embraer finanziert wurden. Der Rest der neu eingesetzten Flugzeuge wurde mittels Leasing bezogen. AA und die Tochergesellschaften Austral, Jet Paq, Aerohandling und Optar beschäftigten zum Zeitpunkt der staatlichen Übernahme im Juli 2008 insgesamt 9.400 Personen, Jetzt sind es 11.515. Die Belegschaft liegt etwa drei Mal so hoch, wie es gemäss internationalen Massstäben (Personal pro Flugstunde) sein sollte.

			***

			Die Präsidentin Cristina Kirchner kündigte am Montag die Abschaffung der Steuer auf Biodieselöl an, die 22% beim Einsatz bei Kraftwerken und 19% bei Beimischung zum normalen Dieselöl beträgt. Auf diese Weise wird das Biodieselöl dem importierten Dieselöl gleichgestellt, das ohne Steuern importiert wird, um den viel höheren Preis als der, der intern gilt, zum Teil auszugleichen. Biodieselöl ist ohnehin teurer als normales Dieselöl, so dass mit der Abschaffung der Steuern die obligatorische Beimischung von Biodieselöl das Kostenproblem erleichtert. Je mehr Biodieselöl intern verwendet wird, umso geringer ist der Importbedarf von normalem Biodieselöl. Der Export dieses Produktes wurde von der EU mit einem Antidumpingzoll behindert, so dass in Argentinien ein Problem entstand. Unlängst hat die argentinische Regierung die Bildung eines Schiedsgerichtes (genannt „Panel“) in der Welthandelsorganisation gefordert, das entscheiden muss, ob effektiv Dumping besteht. Das Argument der WHO besteht grundsätzlich darin, dass die Rohstoff, mit dem Biodieselöl hergestellt wird, nämlich die Sojabohne, einen viel höheren Exportzoll als das Biodieselöl hat, wobei die Differenz als Subvention bezeichnet wird, die Dumping darstellt. Dies hat jedoch nichts mit der Abschaffung der internen Steuer auf Biodieselöl zu tun, die seit geraumer Zeit schon von den Fabrikanten gefordert wurde, von denen viele inzwischen ihre Fabriken schliessen mussten. Erst dies hat die Regierung in Bewegung gesetzt.

			***

			Eine Gruppe von Fachbeamten des Statistischen Dienstes (INDEC), die in der Gewerkschaft ATE („Asociación de Trabajadores del Estado“) tätig sind, hat berechnet, dass eine vierköpfige Familie, die jeweils die billigsten Produkte mit „gepflegten Preisen“ kauft, mit der Zusammensetzung, die sich aus dem traditionellen Warenkorb des INDEC ergibt, täglich $ 23 pro Person benötigt, um den Bedarf an Nahrungsmitteln zu decken. Laut INDEC waren es nur $ 8,50.

			***

			Die Kammer der argentinischen Pharmaunternehmen CILFA hat eine Meldung des Konsumentenschutzverbandes „Consumidores libres“ widerlegt, laut dem die Preise von 22 Medikamenten, die am meisten verbraucht werden, in 12 Monaten zum März 2014 um durchschnittlich 28,76% gestiegen seien, mit einer Spitze von 159% in einem konkreten Fall. Laut CILFA betrug die interanuelle durchschnittliche Preiszunahme nur 20,09%, mit einer Spitze von 108% bei einem besonderen Produkt.

			***

			160 Waggons und 24 Lokomotiven, alle neu in China gekauft, wurden in der Vororteisenbahn San Martín eingesetzt. Innen- und Transportminister Florencio Randazzo, der die Erneuerung der Vororteisenbahen in den Mittelpunkt seiner Tätigkeit gestellt hat, wies darauf hin, dass bis Mitte Juli sämtliche Stationen dieser Line erneuert werden. Im Rahmen des Eisenbahnprogrammes werden 1.200 neue Waggons in Argentinien eintreffen, wobei ausserdem Schienen erneuert und Systeme eingeführt werden, die die Züge automatisch anhalten, wenn ein Hindernis auftritt. Ebenfalls sind schon die ersten 86 gebrauchten U-Bahn-Waggons für die Linie B eingetroffen,die in Spanien gekauft wurden und E 32,5 Mio. gekostet haben, die hier mit neuer Technologie ausgestattet, angestrichen und den lokalen Umständen angepasst werden.

			***

			Die Gewerkschaft der Fleischindustrie hat eine Gehaltserhöhung von 30%, gestaffelt in drei Stufen, durchgesetzt. Die letzte erfolgte im Dezember. Ausserdem wurde eine Sonderzahlung von $ 1300 vereinbart.

			***

			Das angesehene Wirtschaftsforschungsinstitut FIEL (Fundación de Investigaciones Económicas Latinoamericanas) hat bei seinem Industrieproduktionsindex im März 2014 einen interanuellen Rückgang von 10,2% ermittelt. Gegenüber Februar fand eine Zunahme von 9,8% statt, die jedoch bei Saisonbereinigung zu einem Rückgang von 1,6% wird. Das erste Quartal 2014 lag um 2,6% unter der gleichen Vorjahresperiode und um 12,2% unter dem 4. Quartal 2014, was bei Saisonbereinigung auf ein Minus von nur 2,6% zurückgeht. Den grössten Rückgang verzeichnet im 1. Quartal die Kfz-Produktion, mit einem Minus von 15,1%, gefolgt von Erdölraffinierung mit -6% und Metallmechanik mit -4,6%. Auf der anderen Seite nahm die Stahlproduktion um 6,9% zu, und die von Textilfasern und -garnen um 4,5%.

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten in Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) verzeichnet zum 11. April 2014 eine interanuelle Zunahme von 19,60%, bei einer Abnahme von 4,43% ab Ende Dezember 2013 und einer Zunahme von 2,08% in den letzten 30 Tagen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen) weist in 12 Monaten zum 11. April eine Zunahme von 19,36% aus, bei einer Abnahme von 6,40% im Laufe dieses Jahres und einer Zunahme von 2,08% in den letzten 30 Tagen. Die Rate der monetären Expansion hat sich, seit Juan Carlos Fábrega zum ZB-Präsidenten ernannt wurde, fühlbar verringert, nachdem sie Anfang 2013 sowohl bei der monetären Basis wie beim M2 noch nahe bei 40% jährlich lag. Doch im letzten Monat hat wieder eine Tendenzwende eingesetzt, mit einer höheren Zunahme.

			***

			Handelssekretär Augusto Costa drohte, den Unternehmern, die die Information über ihre Kostenstruktur u.a. Daten nicht liefern (Beschluss 29/14) mit Bussen zu bestrafen. Am Donnerstag ist die Frist für die Abgabe der ausgefüllten Formulare abgelaufen. Von etwa 3.000 Unternehmen, von denen diese Information gefordert wurde, haben sie bis zum Donnerstag nur 406 geliefert. Gefordert wird nicht nur die Kostenstruktur und die Preisbildung, sondern auch Vergütungen, die den einzelnen Kunden gewährt werden, und auch der Einfluss der Diskonte u.a. Verkaufsförderungsmassnahmen auf den Umsatz. Für Unternehmen, deren Kosten von der produzierten und verkauften Menge abhängen, und die auch sonst Kostenschwankungen erleben, ist die Berechnung der geforderten Daten schwierig, und bei Diskonten (für Mengen oder in bestimmten Perioden oder für Barzahlung oder um ein Produkt einzuführen) wird sie noch komplizierter. Die Inflation macht dies dann noch schwieriger. Was das Handelssekretariat mit dieser umfangreichen Information anfangen will, wurde nicht bekanntgegeben. Doch die Unternehmen werden dabei mit viel burokratischer Arbeit belastet. 

			***

			Das Statistische Amt (INDEC) hat schliesslich die Zahlen über Armut und Elend nicht bekanntgegeben, wie es vorgesehen war. Das Problem besteht für die Regierung darin, dass der Anteil derjenigen, die wegen ihres Realeinkommens als arm oder elend eingestuft werden, mit dem neuen Preisindex, der ab Januar veröffentlicht wird, stark zunimmt. Die Indexfälschung ab Januar 2007 hatte dazu geführt, dass der Armutskoeffizient bis auf 4,7% der Bevölkerung gesunken war, während er in Wirklichkeit eher um die 25% lag. Mit dem neuen Index ergibt sich somit ein gewaltiger Sprung, bei dem die Lüge der vergangenen Jahre offensichtlich wird. Das INDEC hat ebenfalls die einzelnen Preise, mit denen der neue Index berechnet wird, nicht bekanntgegeben, weil dann ebenfalls ein Sprung gegenüber den Preisen vom Dezember stattfindet, der die damalige Statistik als eine grobe Fälschung entpuppt.

			***

			Die Präsidentin Cristina Kirchner erklärte anlässlich der Vorstellung der neuen Züge der Vororteisenbahn San Martín (Retiro bis Pilar), dass zwischen 2012 und 2015 insgesamt u$s 1,63 Mrd. Dollar in die Erneuerung der Vororteisenbahen (bis La Plata) investiert werden sollen. Angeblich fehlen von diesem Betrag noch Investitionen in Höhe von u$s 1,2 Mrd. Sie sagte, China werde die Lieferungen von Eisenbahnmaterial auch (zu günstigen Bedingungen) finanzieren. In China wurden schon 709 Passagierwaggons gekauft, die für die Linien Mitre, Sarmiento und Roca bestimmt sind. Ausserdem wurden schon 80 km Schienen erneuert, und auch die Bahnsteige zum grossen Teil erhöht, um sich den neuen Zügen anzupassen. Die Regierung hat nach dem Unfall im Bahnhof Once, bei dem 51 Menschen umgekommen sind, eine neue Eisenbahnpolitik eingeleitet, bei der den Vororteisenbahnen Priorität gewährt wird. Dabei wurde auch die Zuständigkeit für diesen Bereich von Planungsminister Julio de Vido auf Innenminister Florencio Randazzo übertragen, der sich intensiv und viel besser mit der Eisenbahnproblematik befasst.

			***

			Kabinettschef Jorge Capitanich erklärte bei einem Mittagessen des Unternehmerverbandes Cicyp (Consejo Interamericano de Comercio y Producción, dessen Präsident Eduardo Eurnekian ist) vom Mittwoch, dass die Regierung einen strategischen Investitionsplan für 10 Jahre in Höhe von u$s 436 Mrd. vorgesehen habe. Die Investitionen teilen sich folgendermassen auf: Flussschiffahrt und Zufahrt zu den Häfen: u$s 3 Mrd.; Autobahnen: u$s 40 Mrd.; Netze von optischer Faser: u$s 500 Mio.; Wasserkraftwerke: u$s 20 Mrd.; Öl- und Gasfernleitungen: u$s 15 Mrd.; Wasserfernleitungen und Wasserverteilungsnetze: u$s 5 Mrd.; Infrastruktur für Elendsviertel: u$s 40 Mrd. Für die Finanzierung seien Kredite der Welbank, der Interamerikanischen Enwicklungsbank, der Andenkörperschaft, der brasilianischen BNDES, des Förderungsfonds von Kuwait, und von Saudi Arabien, China und Russland vorgesehen. 

			***

			Die Produktion von Rohstahl erreichte im März 2014 471.000 Tonnen, 0,9% über dem gleichen Vorjahresmonat und 24,02% über Februar. Im 1. Quartal wurde somit 1,25 Mio. t erzeugt, 12,7% mehr als im Vorjahr. Die Produktion von warmgewalzten Produkten (Rundeisen und Bleche) lag im März mit 453.000 t um 0,8% unter März 2013, aber um 26,4% über Februar 2014.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Brasiliens Präsidentin Dilma Rousseff hat in der Vorwoche die neue Endstation des Flughafens von Brasilia eingeweiht, die von der argentinischen „Corporación América“ (von Eduardo Eurnekian) und der brasilianischen Engevix gebaut wurde, die diesen Flughafen in Konzession betreiben. Diese Erweiterung war besonders wegen der Fussballweltmeisterschaft notwendig geworden. 

			***

			Der Präsident des Fußball-Weltverbands FIFA, Joseph Blatter, führt die Verzögerungen beim Stadionbau für die anstehende Weltmeisterschaft in Brasilien auch auf Versagen deutscher Unternehmen zurück. Die Arbeitsorganisation sei schlecht. Die großen Unternehmen, vor allem aus Deutschland und Frankreich, seien verantwortlich, sagte der Schweizer einem französischen Sport-Fernsehsender. Damit richtete Blatter erstmals im Zusammenhang mit den Problemen beim WM-Gastgeber Vorwürfe auch an nicht-brasilianische Einrichtungen. Anfang des Monats hatte Blatter die Verspätungen noch auf die - wie er sagte - jahrelange Untätigkeit der Brasilianer seit der Vergabe der WM zurückgeführt. Die Weltmeisterschaft findet vom 12. Juni bis zum 13. Juli statt. 

			***

			Der offizielle Index der Konsumentenpreise, mit dem die Inflation gemessen wird, verzeichnet in Vnezuela im März eine Zunahme von 4,1%, womit das 1. Quartal auf 10,2% und die letzten 12 Monate auf 59,4% gelangen. Die ZB gab gleichzeitig bekannt, dass das BIP 2013 um 1,3% gestiegen sei, statt 1,6%, wie im Dezember bekanntgegeben worden war. Über die Berechnung des BIP bestehen grosse Zweifel, zumal im letzten Jahr die Knappheit an wesentlichen Waren zugenommen hat, was nicht mit einer BIP-Zunahme vereinbar ist. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			YPF

			Dem staatlich kontrollierten Unternehmen gelang es, die Erdgasproduktion im Verlauf des ersten Quartals innerjährlich um 10% und die von Erdöl um 7,8% zu steigern. Aktuell verfügt das Konzern über 68 Bohrausrüstungen, gegenüber 25 im Jahr 2011. Beim nicht konventionellen Erdgas sowie Erdöl wurden bislang 160 Bohrungen vollendet, mit einer täglichen Erdgas- und Erdölproduktion von 20.000 Barrell. 

			Euromayor

			Diese Immobilienfirma hat 48% der Aktien von Canteras Natal Crespo, der Besitzerin des Geländes von Laguna Azul, Provinz Córdoba, nach weniger als einem Jahr für u$s 7 Mio. verkauft. Diese Aktien hatte Euromayor von IRSA übernommen. Die neuen Käufer sind nicht bekannt, aber die Zeitung „La Voz del Interior“ aus Córdoba vermutet, dass es die Gruppe Maggi aus dieser Provinz sein könnte. 

			Nestlé

			Der Generaldirektor der lokalen Nestlé, Felix Allemann, teilte Kabinettschef Jorge Capitanich persönlich mit, dass die Firma u$s 60 Mio. in die Erweiterung der Kapazität um 35% ihrer Fabrik für Hundefutter in Santo Tomé, Provinz Santa Fé, investieren werde. Dies werde zusätzliche Exporte von u$s 15 Mio. jährlich und 50 neue direkte und 200 indirekte Arbeitsplätze schaffen. Nestlé erreichte 2013 in Argentinien einen Umsatz von $ 4,2 Mrd. Das Unternehmen, das in Argentinien über 7 Fabriken und eine Belegschaft von 2.400 Personen verfügt, importierte 2013 für u$s 120 Mio. und exportierte für u$s 240 Mio. 

			Bayer

			Kurt Soland wurde zum Geschäftsführer von Bayer in Argentinien, Chile, Uruguay und Paraguay ernannt. Seit Juli 2006 war er Geschäftsführer in Mexiko, und vorher war er verantwortlich für die Abteilung Konsumentenpflege von Bayer Health Care für Lateinamerika. 

			Techint

			Dieser Konzern berichtet, dass die Gewerkschaft der Lastwagenfahrer (SICHOCA) seit dem 21. April neun Fabriken von Ternium Siderar (Stahl und Walzprodukte) und Tenaris (Stahlröhren) blockiert, so dass die Zufuhr von Rohstoffen und die Lieferung von Fertigprodukten verhindert wird. Beide Unternehmen haben jedoch nichts mit dem Konflikt zu tun, um den es hier geht, nämlich die Zahlung von Entlassungsentschädigungen an 17 ehemalige Arbeiter des Transportunternehmens Vitaltella & Valls, das 2012 eine Gläubigereinberufung vor Gericht beantragt hat. Das Unternehmen war u.a. auch für Ternium Siderar tätig, aber nicht für Tenaris, dessen Betrieb auch blockiert wurde.  Diese Gewaltmassnahme der Gewerkschaft von Hugo Moyano hat Ternium Siderar gehindert, 40.000 t Stahlbleche an verschiedene Industrieunternehmen zu liefern. Ebenfalls konnte Tenaris 4.000 Tonnen Stahlröhren für die Erdölförderung nicht liefern. Schliesslich wurde auch der Export von 2.000 t Stahlröhren verhindert. Die Massnahmen der Gewerkschaft stellen eine Erpressung dar und sind illegal, weshlab die zwei betroffenen Unternehmen des Techint-Konzerns Klage vor dem zuständigen Strafgericht eingereicht haben. Die Regierung hat sich bisher passiv verhalten.

			Claas

			Der deutsche Landmaschinenhersteller hat in Mercedes, Provinz Corrientes, das Mähdreschermodell Tucano 460 R, für die besonderen Erfordernisse der südamerikanischen Reisproduzenten entwickelt. Diese Variante bietet alle Vorzüge der Modellreihe Lexion in Bezug auf Technologie und dem Preis-Leistungsverhältnis. Es handelt sich jedoch um eine kleinere Maschine. 

			Sabb

			Dieses Unternehmen aus Maria Juana, Provinz Santa Fe, erhielt einen Reparaturauftrag für 59 Waggons der Bahnlinie Belgrano Cargas über insgesamt $ 32,1 Mio. Die Arbeiten sollen innerhalb von 220 Tagen durchgeführt werden. Die Traditionsfirma begann 1951 mit der Herstellung von Bahnwaggons. Sie leistete Pionierarbeit in Argentinien und gehört zu den bedeutesten Lieferanten von Eisenbahnmaterial. 

			Newsan-Motorola

			Die US-Firma Motorola hat ein Abkommen mit New-san abgeschlossen, durch das dieses Unternehmen, mit Fabrik in Ushuaia, Tierra del Fuego, seine neuen Smartphonmodelle erzeugen und in Argentinien verkaufen wird. Newsan muss für diesen Zweck u$s 5,5 Mio. in neuen Maschinen und Anlagen investieren. Newsan erzeugt schon Produkte der Marken Sanyo, Noblex, Atma, Philco und IVC. Motorola gibt jetzt die Fabrikation in der Fabrik von Brightstar, in Rio Grande (Tierra del Fuego) auf.

			Lactear

			Nächste Woche nimmt dieses Milchunternehmen eine Fabrik für Trockenmilch in Morteros, Provinz Córdoba, in Betrieb. Die Investition betrug $ 35 Mio., und die Kapazität erreicht 250.000 kg pro Tag. Die Produktion ist haupsächlich für den Export bestimmt.
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			Die unverstandene Beschäftigungsproblematik

			Es ist positiv, dass die Präsidentin Cristina Kirchner sich um die Schaffung von Arbeitsplätzen bemüht. Doch was sie in der Vorwoche angekündigt hat, zeigt, dass sie und ihre Mitarbeiter, besonders Arbeitsminister Carlos Tomada, nicht die geringste Ahnung von der Beschäftigungsproblematik haben. Die Verringerung der Sozialabgaben für bestimmte kleine und mittlere Unternehmen (siehe AT vom 17.4.14) ist bestenfalls ein Tropfen auf ein glühend heisses Eisen.

			Argentinien hat hier ein doppeltes Problem: einmal eine zu hohe Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung, und dann eine anormal hohe Schwarzarbeit. CFK weist mit Stolz darauf hin, dass ab Mai 2003, als ihr Gatte als Präsident antrat, um die 6 Mio. neue Arbeitsplätze geschaffen worden seien, so dass die Arbeitslosigkeit von über 20% auf 6,4% im 4. Quartal 2013 (zu der noch 7,8% Unterbeschäftigte kommen), und der Anteil der Schwarzarbeiter an den Beschäftigten von 49,6% auf 33,5% gesunken sei. Halten wir einmal fest, dass der Ausgagspunkt anormal ungünstig war, da 2003 die tiefe Krise von 2001/02 noch nicht überwunden war. Nach einem Jahrzehnt mit hohem Wachstum, laut CFK „mit sozialem Einschluss“, hätte gewiss mehr erreicht werden sollen, zumal vor einigen Jahrzehnten die Arbeitslosigkeit normalerweise unter 4% lag (was der „friktionellen“ Arbeitslosigkeit entspricht, die diejenigen umfasst, die ihre erste Beschäftigung suchen, und diejenigen, die ihren Arbeitsplatz wechseln), und die Schwarzarbeit unbedeutend war. Die Präsidentin hat es auch versäumt, darauf hinzuweisen, dass in diesem Jahrzehnt über eine Million Menschen in den Staat (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) aufgenommen wurden, wo sie fast alle unnötig waren. Ohne dies wäre die Arbeitslosigkeit um gut fünf Prozentpunkte höher. 

			Die effektive Arbeitslosigkeit

			Die Vollarbeitslosigkeit umfasst diejenigen, die effektiv arbeiten oder arbeiten wollen, aber keine bezahlte Beschäftigung finden. Diese Statistik beruht auf einer Umfrage bei ca. 10.000 Haushalten in den städtischen Ballungsgebieten, so dass die Hochrechnung auf die ganze Bevölkerung ein ungenaues Ergebnis aufweist. In einigen Gegenden ist die INDEC-Zahl offensichtlich falsch: in Resistencia (Chaco) betrug die Arbeitslosigkeit nur 0,6%, in Posadas (Misiones) 1,2% und in Santa Rosa (La Pampa) 1,1%. All das ist einfach nicht möglich. Somit muss auch die Gesamtzahl in Frage gestellt werden. 

			Bei der Erfassung der Arbeitslosen werden diejenigen, die keine Arbeit haben und sich nicht bemühen, eine zu erhalten, nicht als arbeitslos eingestuft. Tatsache ist dabei, dass immer mehr Menschen die Suche aufgeben, weil sie stets erfolglos ist. Viele Menschen qualifizieren schlecht für eine Arbeit, auf alle Fälle schlechter als andere, und wissen, dass sie keine Chance haben. Das INDEC ermittelt jedoch nicht, warum diese Personen keine Beschäftigung erhalten. Es gibt auch keine soziale Assistenten, die dies untersuchen, und ihnen dann helfen. In einigen Fällen sind Ausbildungskurse notwendig, in anderen geht es nur darum, das sich die Kandidaten für offene Stellen anders ankleiden und benehmen, und in weiteren Fällen muss der Sozialassistent den Kontakt zu einem möglichen Arbeitgeber herstellen. Wenn man diese Arbeitslosen, die keine Arbeit suchen, hinzuzählt, und auch die Manipulierung der Zahlen durch das Statistische Amt berücksichtigt, gelangt man zum Schluss, dass die effektive Arbeitslosigkeit Ende 2013 bei gut 10% liegen musste, und jetzt, im April 2014, bestimmt noch höher ist, mit steigender Tendenz, was dem Problem eine ganz andere soziale Bedeutung verleiht, umso mehr, wenn man auch die Unterbeschäftigung berücksichtigt, die zum Teil eine verkappte Arbeitslosigkeit darstellt.

			Die Schaffung von nützlichen (als produktiv bezeichneten) Arbeitsplätzen war unter den Kirchners somit viel schwächer, als es offiziell dargestellt wird. Ausserdem war die Zahl der neuer Arbeitsplätze im privaten Bereich in den ersten K-Jahren ziemlich hoch (weil voher verlorene Arbeitsplätze wieder aktiviert wurden), in den letzten jedoch minimal, auch in Jahren mit hoher BIP-Zunahme. Doch dieses Problem wird unter den Teppich gefegt. So wie Néstor Kirchner und danach seine Gattin das Inflationsproblem ab 2007 durch eine notorische Indexfälschung einfach nicht wahrhaben wollten, haben sie es auch bei den Zahlen über Arbeitslosigkeit getan. Wenn man ein Problem nicht als solches erkennt, kann man es auch nicht lösen.

			Die strukturellen Probleme

			Das Problem ist ausserdem komplexer, als es CFK und ihre Mitarbeiter darstellen. Die Wirtschaft schafft gute Arbeitsplätze, die einen hohen Lohn vertragen, und auch andere, die nicht so gut sind und bei hohen Löhnen verschwinden oder auf die Schwarzwirtschaft übergehen. Eine flexiblere Arbeitsgesetzgebung, die Differenzierungen erlaubt, würde bestimmt zur Lösung beitragen. Das ist jedoch für die Gewerkschaften und auch für die Zunft der Arbeitsanwälte und die Fachbeamten des Arbeitsministeriums schlimme Ketzerei.

			Ein weiteres Problem besteht darin, dass nicht alle Arbeitsplätze stabil sind. Es gibt solche, die normalerweise, wenn keine Konflikte oder schwere Krisen eintreten, eine unbestimmte Dauer haben, so dass der Arbeitnehmer eine Karriere machen und schliesslich in Pension gehen kann. Und dann gibt es andere, die zeitlich bedingt sind oder von der Konjunktur der Branche abhängen. In der Bauwirtschaft hängen die Arbeitsplätze vom Bau eines Objektes ab, wobei es nicht sicher ist, ob bei Beendigung ein anderes in der gleichen Gegend folgt. Das Problem wurde in diesem Fall schon vor fast 50 Jahren durch einen Sonderfonds gelöst, mit dem Zahlungen gespeist werden, die die Arbeiter nach Beendigung eines Baus erhalten.

			Doch das ungelöste Problem ist das von Unternehmen, vorwiegend der Industrie, die eine gute Konjunktur erleben und mehr Menschen anstellen könnten, es jedoch nicht tun, weil sie befürchten, dass kurzfristig wieder eine Abschwächung eintritt und sie dann hohe Entlassungsentschädigungen zahlen müssen. Die Unternehmen lösen das Problem dann entweder durch Extrastunden oder durch Verzicht auf bestimmte Aufträge. Beides ist nicht rationell: denn im ersten Fall arbeiten einige sehr lange, während andere gar nicht arbeiten können. Und im zweiten Fall stört dies den normalen Ablauf der Wirtschaft, eventuell mit Angebotsengpässen und Preiserhöhungen. 

			Die Lösung ist einfach: für zusätzliches Personal muss die Entlassungsentschädigung für eine längere Periode, eventuell zwei Jahre, abgeschafft werden. Dem entgegnen Gewerkschafter u.a., dass die Unternehmer dann diese Arbeitnehmer nach zwei Jahren entlassen und andere nehmen. In der Tat ist es jedoch so, dass das Einlernen für eine bestimmte Tätigkeit, sei sie noch so einfach, eine bestimmte Zeit beansprucht, während der dies besonders die unmittelbaren Vorgesetzten belastet und Störungen herbeiführt, und kein Unternehmen auf einen Arbeiter oder Angestellten verzichtet, der seine Arbeit gelernt hat und sie gut ausführt, um ihn durch einen anderen zu ersetzen, der erst eingelernt werden muss. Nebenbei bemerkt: auch bei den unlängst angekündigten Massnahmen wird die volle Entlassungsentschädigung beibehalten, so dass viele mögliche Arbeitsplätze trotz Verringerung der Sozialabgaben nicht besetzt werden.

			Schliesslich sei noch auf ein Grundproblem auf dem Gebiet der Beschäftigung hingewiesen. Die Wirtschaft erfordert mit zunehmender Entwicklung mehr Fachkräfte und relativ weniger ungelernte Arbeiter. Es besteht eine qualitative Diskrepanz zwischen Angebot und Nachfrage von Arbeitskräften. Es muss somit viel getan werden, um die Ausbildung zu fördern. Hier sei gesagt, dass die Kirchner-Regierungen sich schon um das Thema bemüht haben, und es viel mehr Schüler in technischen Fachschulen gibt. Aber es muss noch viel mehr getan werden, auch mit Mitwirkung von Unternehmen. Argentinien hat, ähnlich wie Deutschland, einen Überfluss an Akademikern (bei denen eine hohe Arbeitslosigkeit und Unterbeschäftigung besteht), und auf der anderen Seite fehlen Fachkräfte auf einer niedrigeren Stufe. Vor einigen Jahrzehnten gab es nur Überfluss an Architekten; jetzt ist das Phänomen allgemein, mit ganz wenigen Ausnahmen. 

			Die Schwarzarbeit

			Was die Schwarzarbeit betrifft, so müsste zunächst das Problem des Übergangs von schwarz auf weiss gelöst werden. Denn wenn ein Unternehmen gegenwärtig den Sprung wagt, dann muss es die in Vorjahren nicht gezahlten Sozialabgaben begleichen, und das ist faktisch nicht möglich. Es muss somit eine Weisswaschung für diejenigen geben, die in die Legalität übergehen wollen. In sehr vielen Fällen entstehen Unternehmen schwarz, einfach durch Umstände bedingt, und wenn sie wachsen, dann wollen sie gelegentlich ihre Lage legal in Ordnung bringen. Doch das ist für viele finanziell nicht möglich. Der Übergang in die Legalität sollte dann noch durch andere Massnahmen gefördert werden, wie eine zeitlich begrenzte Verringerung der Sozialabgaben.

			CFK sprach in der Vorwoche auch über eine strengere Kontrolle der Schwarzarbeit durch das Arbeitsministerium, wobei zu diesem Zweck ein neues Amt geschaffen und die Kompetenz des Ministeriums auf die Provinzen ausgeweitet wird, an die sie vor Jahren übertragen worden war. Doch wenn viele schwarz arbeitende Betriebe effektiv kontrolliert werden und Soziallasten rückwirkend zahlen müssen, dann schliessen sie, was eine Zunahme der Arbeitslosigkeit mit sich bringt. Die Schwarzarbeit ist so hoch (in einigen Gegenden des Land macht sie über 50% der Beschäftigten aus), dass sie in vielen Fällen sichtbar ist, und sogar auffallend sein muss. Auch mit den wenigen Inspektoren, die jetzt auf diesem Gebiet tätig sind, könnte gewiss viel mehr getan werden. Doch wenn dabei die Schwarzarbeit um 20 Prozentpunkte sinkt und gleichzeitig die Arbeitslosigkeit um 10 Prozentpunkte zunimmt, ist das sozial und politisch untragbar. Somit schauen die zuständigen Beamten eben weg, und werden dies weiter tun, wenn es keine echte Lösung für die Legalisierung gibt.

			Die jugendliche Arbeitslosigkeit 

			Die Problematik, die wir in diesem Artikel behandeln, hat noch weitere Facetten. Einmal muss etwas getan werden, um die Jugendarbeitslosigkeit zu verringern, die in Argentinien angeblich die allgemeine fast verdreifacht. Bei jungen Menschen, die weder arbeiten noch studieren, besteht stets die Gefahr, dass sie auf Drogenkonsum und Kriminalität übergehen. Auf alle Fälle wird die Eingliederung in den normalen Wirtschaftskreislauf für diejenigen, die noch nie gearbeitet haben, mit der Zeit immer schwieriger. Was die Regierung vor einigen Wochen eingeleitet hat, nämlich eine Subvention für diejenigen, die die Sekundarschule oder eine technische Ausbildung beenden wollen, ist in Ordnung, aber es ist auch nur ein Tropfen auf den heissen Stein. 

			Zunächst sollte versucht werden, das deutsche Dual-System hier einzuführen, bei dem junge Menschen studieren und gleichzeitig mit einer beschränkten Arbeitszeit arbeiten. Deutschland ist der einzige EU-Staat, in dem die Jugendarbeitslosigkeit kaum von der allgemeinen abweicht. Das sollte mehr beachtet werden, auch von den argentinischen Fachleuten auf diesem Gebiet. Die Bundesrepublik ist gegenwärtig in Chile auf diesem Gebiet tätig, und würde bestimmt auch in Argentinien helfen. Doch darüber hinaus muss es Sonderbestimmungen für Lehrlinge und Personen geben, die ihre erste Beschäftigung erhalten.

			Schlussfolgerungen

			Die Arbeitslosigkeit sollte in Argentinien nicht über 4% liegen. Vor einigen Jahrzehnten war es fast immer so, wobei 1979 und 1980, unter der Militärregierung, mit José A. Martinez de Hoz als Wirtschaftsminister, die Arbeitslosigkeit sogar auf 2% gefallen war, was als Überbeschäftigung bezeichnet wird und Inflationsantreibend wirkt. Gewiss ist die Problematik der Arbeitslosigkeit jetzt schwieriger geworden, einmal weil die aktive Bevölkerung in den letzten drei Jahrzehnten um 5 Prozentpunkte gestiegen ist und weiter eine zunehmende Tendenz aufweist (besonders weil mehr Frauen arbeiten), dann weil die moderne Computertechnologie arbeitssparend ist und in diesem Sinn ständig weiter wirkt, und schliesslich, weil das qualitative Problem, also höhere Anforderungen an die Arbeitenden, zunehmend auftritt. Es bestehen neue Herausforderungen, für die es jedoch Lösungen gibt. 

			Es ist wirklich erstaunlich, wie wenig sich die Regierung, und besonders die zuständigen hohen Beamten, der Problematik bewusst sind, die wir hier in Einzelheiten aufgeführt haben. Und ebenfalls fällt auf, wie wenig die Politiker, besonders von der Opposition, und auch Unternehmer, Gewerkschaftler und Fachwirtschaftler, sich mit dem Thema befassen, das schliesslich einen Kernpunkt der Sozialpolitik darstellt.
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			Die Sojabohne hat die argentinische Wirtschaft strukturell verändert

			Für dieses Jahr wird in Argentinien mit einer der höchsten Ernten von Sojabohne gerechnet, eventuell ein Rekord, die die Getreidebörse von Buenos Aires mit 54,5 Mio. Tonnen angibt. Die grossen Regenfälle vor einem Monat können diese Schätzung eventuell leicht verringern. Aber es kann auch mehr sein, nachdem bisher nur ca. ein Drittel der gesäten Fläche geerntet wurde und stets Überraschungen aufkommen. Die Börse von Rosario rechnet jetzt mit 54,7 Mio. t. 

			Auf alle Fälle wäre es über die Hälfte der Gesamternte von Getreide und Ölsaat, und wertmässig sogar ca. zwei Drittel. 2013 betrug die Sojabohnenernte 48,5 Mio. t, und 2012 nur 40,5 Mio. Der bisherige Rekord wurde 2010 mit 54,2 Mio. t erreicht. Der technologische Fortschritt schreitet weiter voran, und es werden stets neue Samen eingesetzt, die zu höheren Erträgen führen. Würde die Regierung etwas mehr Interesse an der Sojaproduktion zeigen, könnte bestimmt eine Produktion von über 60 Mio. t erreicht werden. In trockenen Grenzgegenden, wie Santiago del Estero und San Luis, kann mit künstlicher Bewässerung auch auf diesem Gebiet viel erreicht werden.

			An der Börse von Chicago wurde Sojabohne für Mailieferungen diese Woche au u$s 543 notiert, nach u$s 562,8 eine Woche zuvor. Anfang Januar waren es noch u$s 470. In dreieinhalb Monaten ist der Preis um ca. 15% in die Höhe gegangen. Zum gegenwärtigen Preis stellt die gesamte Sojabohnenproduktion einen Betrag von rund u$s 30 Mrd. dar, und wenn man die Fracht abzieht, verbleiben ca. u$s 28 Mrd. Der Export ist schliesslich wertmässig höher, weil ein Teil der Sojabohne in Argentinien verarbeitet und in Form von Sojaöl und –mehl exportiert wird, so dass ein Zusatzwert hinzukommt. Bei einem Exportzoll von 35% auf Sojabohne und weniger auf die industriellen Produkte nimmt der Staat dabei gut u$s 8 Mrd. ein. Die Preiszunahme der letzten Monate stellt Zusatzeinnahmen für das Land von etwa u$s 4 Mrd. dar. Gewiss kein Trinkgeld. 

			Mitte der 90er Jahre, als das genetisch veränderte Saatgut gerade zugelassen war, betrug die Sojabohnenernte 12 Mio. t, und den Preis in Chicago lag bei ca. u$s 250 pro t, so dass bei Abzug der Fracht ca. u$s 235 verbleibt, was einen Gesamtwert von u$s 2,8 Mrd. ergibt, also 10% des Nettoerlöses der diesjähigen Ernte. Das ist ein gewaltiger Sprung, der das wirtschaftliche Wachstum wie kaum ein anderer Faktor angetrieben hat, und auch dem Staat Mittel zugeschanzt hat, um seine Sozialpolitik zu finanzieren. Ohne Sojabohne wären weder der wirtschaftliche Aufschwung dieser Jahre, noch die grosszügige Sozialpolitik möglich gewesen. Diese Entwicklung hat nichts mit dem „Kirchner-Modell“ zu tun. Im Gegenteil, sie ergab sich trotz der Bemühungen der Regierung, sie zu behindern.

			Der Anbau der Sojabohne begann zaghaft Anfang der 70er Jahre, nachdem einzelne Versuche vorher gescheitert waren. Es war eine schwierige Kultur, die eine damals kaum bekannte Technologie erforderte. Je nach Gegend musste ein anderer Samen eingesetzt werden, und dann musste die Pflanzung stets mechanisch von Unkraut gesäubert werden, da die Sojabohne durch dieses beim Wachstum stark behindert wurde. Bei einem Preis um die u$s 200 ging die Rechnung knapp auf.

			Der Fortschritt war langsam. 1976 wurden 600.000 t produziert, 1981 3 Mio., und erst in den 90er Jahren wurde die Grenze von 10 Mio. t überschritten. Der Durchbruch kam Mitte der 90er Jahre mit dem Unkrautvertilgungsmittel Glifosat und der genetisch veränderten Sojabohne, die dem Glifosat widerstand. Das hat den Landwirten die Kosten der mechanischen Ausrottung des Unkrauts erspart und die Rentabilität spürbar erhöht. Somit wurde der Anbau von Sojabohne für die Landwirte viel attraktiver.

			Doch der effektive Sprung kam, als China als grosser Käufer auftrat und den Preis in die Höhe trieb. Die Sojabohne ergibt ca. ein Drittel Öl und zwei Drittel Mehl, fast genau umgekehrt wie die Sonnenblume. Dieses proteinhaltige Mehl wird zur Fütterung von Geflügel und Schweinen eingesetzt. Letzteres stellt bei einem gegenwärtig auf 700 Mio. Tiere geschätzten chinesischen Schweinebestand eine phänomenale Nachfrage dar. Dies ging in China mit der Periode des starken Wachstums einher, bei der die Bevölkerung immer mehr tierisches Protein (in diesem Fall Schweinefleisch und Geflügel) in die Nahrung aufnahm. Mit Reis und Gemüse allein begnügen sich die Chinesen nicht mehr. Auch in Indien u.a. asiatischen Staaten trat etwas später eine analoge Entwicklung ein.

			Die Sojabohne stammt aus China, doch die Produktion jenes Landes liegt jetzt weit hinter der der Vereinigten Staaten, von Brasilien und von Argentinien. Ausserdem muss China zunehmend Agrarland für die Ausweitung der Städte und Strassen opfern, und schliesslich hat es in einem überbevölkerten Land, mit Überschuss an Arbeitskräften, mehr Sinn, sich auf arbeitsintensive Tätigkeiten zu konzentrieren, wie der Anbau von Gemüse und Obst, und auch die Schweinezucht, als auf die extensive Sojabohne. Das überlassen die Chinesen zunehmend Ländern wie Argentinien.

			Das zeitliche Zusammentreffen dieser internationalen Marktkonstellation mit dem technologischen Sprung bei der Produktion war ein besonders glücklicher Zufall. Hier sei bemerkt, dass die technologische Revolution nicht nur den Einsatz von transgenem Saaatgut umfasst, sondern auch die direkte Aussaat (bei der die Bodenfeuchtigkeit erhalten wird und Dürreperioden besser überstanden werden können), die sich in Argentinien allgemein durchgesetzt hat, den Fortschritt der landwirtschaftlichen Maschinen (die viel grösser und effizienter sind) und die gezielte Düngung, auf Grund von Bodenanalysen. Und nicht zuletzt ist in Argentinien eine neue Generation von landwirtschaftlichen Unternehmern aufgetreten, mit einem hohen Anteil von Akademikern (besonders Agraringenieuren), die sich um die ständige Verbesserung der Produktionsmethoden bemühen.

			Die Sojabohne hat in der Gegend der sogenannten feuchten Pampa vorwiegend die Viezucht ersetzt, bei der die Mästung weitgehend auf den „feed lot“ übergegangen ist, so dass an die 10 Mio. ha frei wurden. Sie hat jedoch die traditionellen Arten nicht verdrängt; es war ein Reingewinn für die Landwirtschaft. Ebenfalls ist die Sojabohne in nördlichen Provinzen vorgedrungen, wo die traditionellen Getreide- und Ölsaaten wenig präsent waren. In den Gegenden, in denen der Weizen früh geerntet wird, wird oft gleich danach Sojabohne gesät, so dass der gleiche Boden zwei Ernten pro Jahr ergibt, was auch den Anbau von Weizen für den Landwirt wirtschaftlich interessanter macht.

			Für dieses Jahr wird jetzt ein sogenanntes „Niño-Phänomen“ erwartet. Es handelt sich darum, dass eine warme Pazifik-Strömung sich der Ostküste des amerikanischen Kontinents nähert. Das führt zu höherer Wasserverdunstung, die Wolken bildet, die der Wind dann über die Anden treibt, so dass es allgemein in Argentinien u.a. Ländern mehr regnet. Die Bedingungen für eine noch bessere Ernte im Jahr 2015 wären somit gegeben, zumal der Boden schon jetzt viel Feuchtigkeit hat. 

			Was den Preis betrifft, so hängt er vornehmlich von der US-Ernte ab, die ab letzten Quartal 2014 auf den Markt kommt. Die Nachfrage wird voraussichtlich weiter hoch bleiben, auch wenn China jetzt etwas weniger wächst. Das Angebot ist somit bestimmend, wobei der Preis auf alle Fälle im historischen Vergleich hoch bleiben dürfte.

			

		

	